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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 14. Juli 1992 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Ukraine 

über die Binnenschiffahrt 


A. Zielsetzung 

Mit dem am 14. Juli 1992 Unterzeichneten Abkommen soll der 
deutsch-ukrainische Binnenschiffsverkehr, einschließlich des Ver- 
kehrs über den Main-Donau-Kanal, auf eine vertragliche Grundlage 
gestellt werden. Damit wird dem Beschluß des Bundeskabinetts vom 
2. Februar 1983 entsprochen, wonach der Binnenschiffsverkehr mit 
den interessierten Staaten, die den Main-Donau-Kanal befahren wol- 
len, vertraglich zu regeln ist. Das Abkommen gibt der Binnenschiffahrt 
und der verladenden Wirtschaft der beiden Seiten bessere Möglich- 
keiten bei der Nutzung der Binnenwasserstraßen. 

B. Lösung 

Das am 14. Juli 1992 Unterzeichnete Abkommen trifft die erforder- 
lichen Regelungen. Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz sollen die 
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes für das Inkrafttreten des Abkommens 
geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (323) “ 930 00 - Bi 17/93 Bonn, den 8. Januar 1993 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 14. Juli 1992 zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Ukraine über die 
Binnenschiffahrt mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 650. Sitzung am 18. Dezember 1992 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 14. Juli 1992 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Ukraine 
über die Binnenschiffahrt 

Vom 1992 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 14. Juli 1992 Unterzeichneten Ab- 
kommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Ukraine über die 
Binnenschiffahrt sowie dem dazugehörigen Protokoll vom 
selben Tage wird zugestimmt. Das Abkommen sowie das 
Protokoll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, die 
genehmigten Vereinbarungen über die Mindest-ZHöchst- 
frachten sowie die Nebenbedingungen für den Wechsel- 
verkehr, auf die sich der Gemischte Ausschuß gemäß 
Artikel 14 Abs. 8 des Abkommens geeinigt hat, durch 
Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 

Artikel 3 

Abweichungen von den in einer Rechtsverordnung nach 
Artikel 2 festgesetzten Mindest-ZHöchstfrachten für Ver- 
kehrsleistungen sowie Zahlungen oder andere Zuwendun- 
gen, die einer Umgehung des festgesetzten Entgelts 
gleichkommen, sind verboten. 


Artikel 4 

Ordnungswidrig im Sinne des § 3 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes 1954 handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den 
Abschluß von Verträgen über Wechselverkehre im Sinne 
des Artikels 3 des Abkommens in Abweichung von den 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 2 in Kraft gesetzten 
Mindest-ZHöchstfrachten anbietet oder vermittelt oder wer 
solche Verträge abschließt oder erfüllt. 

Artikel 5 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion. Der Bundesminister für Verkehr kann 
abweichend von § 37 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten durch Rechtsverordnung eine Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion als für den Bereich mehrerer Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen zuständig erklären. 

Artikel 6 . 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 16 Abs. 2 sowie das Protokoll in Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die vom Gemischten Ausschuß vorgeschlagenen Min- 
desWHöchstfrachten müssen nach Genehmigung inner- 
staatlich in einer der Rechtsstaatlichkeit genügenden Form 
umgesetzt werden. 

Zu Artikel 3 

Mit dieser Regelung wird ein Verbot für Umgehungs- 
geschäfte begründet. 

Zu Artikel 4 

Um eine Beachtung der vom Bundesminister für Verkehr 
erlassenen Mindest-ZHöchstfrachten sicherzustellen, er- 
scheint es geeignet, erforderlich und verhältnismäßig, eine 
Bußgelddrohung nicht nur für die unmittelbaren Vertrags- 
kontrahenten, sondern auch für die Vermittler und Erfül- 
lungspersonen zu schaffen. In Anlehnung an § 36 des 
Binnenschiffsverkehrsgesetzes, der die Verstöße gegen 
die für innerstaatliche Transportleistungen festgesetzten 
Frachtentgelte als Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 3 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 festschreibt, wurde hier 
ebenso verfahren. Damit wird erreicht, daß auch Verstöße 
gegen die für den deutsch-ukrainischen Wechselverkehr 
vom Bundesminister für Verkehr erlassenen Mindest-/ 
Höchstfrachten mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend 
Deutsche Mark geahndet werden können. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel regelt, welche Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion bei Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz 


zuständig ist. Diese Regelung ist mit § 39 Abs. 1 des 
Binnenschiffsverkehrsgesetzes identisch. 


Zu Artikel 6 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder- 
nis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 16 Abs. 2 sowie das Protokoll in Kraft 
treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


SchluBbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, ins- 
besondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch 
das Gesetz und das Abkommen nicht zu erwarten. Die in 
dem Abkommen vorgesehenen Mindest-ZHöchstfrachten 
werden im Gemischten Ausschuß, in dem Vertreter des 
Bundesministers für Verkehr, der Binnenschiffahrt und der 
verladenden Wirtschaft sitzen, vereinbart, so daß eine 
Ausgewogenheit der Frachten gewährleistet ist. Mögliche 
Preiserhöhungen lassen sich im voraus nicht quantifizie- 
ren. Selbst wenn sich aus Kostengründen in der Zukunft 
die Notwendigkeit von Frachterhöhungen ergeben sollte, 
dürften sich solche Erhöhungen vom Umfang her wegen 
des Wettbewerbs zu den anderen Verkehrsträgern in sol- 
chen Grenzen halten, daß Auswirkungen auf das Preis- 
niveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, aus 
heutiger Sicht kaum zu erwarten sind. Im übrigen kann 
erwartet werden, daß der mit dem Abkommen ermöglichte 
Einsatz des kostengünstigen Verkehrsträgers Binnenschiff 
sich vorteilhaft auf das Verbraucherpreisniveau auswirken 
wird. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Ukraine 
über die Binnenschiffahrt 

Yrofla 

ypfiflOM cpeflepaTMBHOi PecnyöniKu HiweHMUHa 
Ta Mi>K ypSflOM yKpäiHM 

npo cy^HonnaBCTBo Ha BHyrpiujHix boahhx m/inxax 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Ukraine - 

in dem Wunsch, den beiderseitigen Binnenschiffsverkehr weiter 
zu entwickeln, 

eingedenk der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, insbesondere ihrer Bestimmungen 
über die Entwicklung des Verkehrswesens - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens sind: 

a) „Schiffe'': die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei amtlich 
registnerten Schiffe, mit denen Personen- und/oder Güterver- 
kehr dort, wo sie registriert sind, ohne eine besondere Fahrter- 
laubnis auf Binnenwasserstraßen betrieben werden kann; 

b) „Trägerschiffsleichter“: Schiffe nach Buchstabe a, die unbe- 
mannte und nichtmotoiisierte Leichter sind; 

c) „Schiffahrtsuntemehmen“: schiffahrttreibende Unternehmen 
oder Unternehmer, die ihren Firmen- oder Wohnsitz im 
Hoheitsgebiet einer der beiden Vertragsparteien haben; 

d) „Zuständige Behörden“: der Bundesminister für Verkehr der 
Bundesrepublik Deutschland und der Minister für Verkehr der 
Ukraine oder andere von einer Vertragspartei benannte 
Behörden/Stellen; 

e) „Häfen“: die Häfen und amtlich genehmigten Umschlagstellen 
und Anlegestellen der Personenschiffahrt in den Hoheitsge- 
bieten der Vertragsparteien. 

Artikel 2 

(1) Nach Maßgabe der Artikel 3 bis 6 dürfen Schiffe der einen 
Seite die Wasserstraßen der anderen Vertragspartei befahren 
sowie die Häfen und amtlich zugelassenen üegestellen benutzen. 
Dies gilt entsprechend für den Transport von sonstigen schwim- 
menden Objekten (z. B. Bagger, Kräne) sowie für das Überführen 
von Schiffsneubauten. 

(2) Die Schiffahrt regelt sich nach den Rechtsvorschriften der 
Vertragspartei, deren Binnenwasserstraßen befahren werden. 


VpRfl Oe/^epaTMBHOi PecnyöniKH HiMenHUHa 


VpRfl VKpai'HM 

BMXOARHM 3 6 a>KaHHR 1 HBflani p03BMBaTM flBOCTOpOHHC cyfl- 
HonnaBCTBO Ha BHyTptmHix boahhx m/inxax, 

naw’RTaiOHii npo 3aKn»OHHHfi bkt Hapa/\H 3 6e3neKM i cniapo- 
öiTHHi^TBa B GBponi i, 30KpeMa, npo Moro nono>KeHHR 140/^0 
p03BHTKy TpaHcnopry - 

noroflH/iMCb npo HacrynHe: 

CTaXTR 1 

flnR i^ineH i4iei VroflH: 

a) „cy^Ha“ oaHanaiOTb oc})iüiHHO peecrpoBaHi Ha Aep>KaBHiPi 
repHTopH oflHici' i3 floroBipHHX cropln cyflHa, nxi Moxcyrb- 
3AiHCHK>BaTM nepeBeaoHHR naca>KiipiB hm BaHtaJKiB no BHy- 
TpiujHix Bo;^HMx m/iRxax B\flpoB\/\»o /\o MicL^R CBoei' peecTpaüfi 
6e3 ocoÖ/iMBoro na re ppeeony - 

6) „nixrepM, 140 BMKöpMcroByiOTbCR b nixTepoBOSHMx cMcre- 
Max“ 03 HaHaK>Tb cy/tna ariflHO pp n. „a“, rkI e nixrepaMM öea 
eKinsDKy i öea cm/ioboT ycranoBKM - 

b) „cyflHormaBHl niflnpHCMCTBa“ ooHanaioTb niflnpneMCTBa hm 
niflnpMCMLpB, ü\o aaMHRTi b cyflHonnaBCTBi, rkI MaioTb cboc 
M icue3Haxo>KAeHHR hm MicL 4 enpo>KMBaHHR Ha ^epxcaBHi^ 
TepMTOpH OflHiei i3 flOrOBipHMX CTOplH “ 

r) „KOMnexeHTHi opraHM“ oananaioxb ctJeflepa/ibHoro MiHicxpa 
xpaHcnopxy cj^eflepaxMBHOi' PecnyöniKM, hm iHmi opraHM/ycxa- 
HOBM, npM3HaHeHi /^OrOBipHMMM CXOPOHBMM - 

fl) „nopxM“ ooHanajoxb nopXM i oc|>ii 4 ii^HO fl 03 B 0 /ieHi nepeaa- 
noHHl nyHKXM i npMHariM pnn nacaoKMpcbKMx cyfleH Ha 
flepjKaBHiM xepMXopfi ko>khoT I 3 floroBipHMx cxopin. 

CxaxxR 2 

1 . SriflHo 3 nojio>KeHHRMM cxaxeki 3-6 üiei VroflM cyflna oflHiei 
i3 floroBipHMX cxopiH MO>Kyxb 3 fliMCHioBaxM cyflHon/iaBcxBo no 
BOflHMx uj/iRxax iHUJoi floroBipHOi cxopoHM, a xaKo>K KopMcxyaa- 
XMCR nopXaMM i OCtXL^lii^HO fl03B0/ieHMMM MiCL^RMM RKOpHOt 
cxoRHKM. I4e nono>KeHHR flie xaxoxc y BiflHOiueHHi xpancnopxy- 
BaHHR iHUJMx nnBByHMx oö’cKxiB (HanpMKnafl, aeM/ienepnanKM, 
KpaHM) i neperoHy HOBoaöyflOBanbix cyflen. 

2. CyflHonnaBCXBO perynioexbCR npaBOBMMM HopMaMM xieT 
floroBipHoY cxopoHM, no BHyxpimHix BOflHMX ujnnxax rkoi' boho 
3fliMCHIOeXbCR. 
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Artikels 

(1) Schiffe beider Seiten dürfen Personen und/oder Güter zwi- 
schen Häfen der einen Seite und Häfen der anderen Seite sowie 
umgekehrt befördern (Wechselverkehr). 

(2) Im Wechsetverkehr dürfen Schiffe der einen Seite Personen 
und/oder Güter zwischen Häfen ihrer Seite und einem der folgen- 
den Häfen der anderen Seite befördern: 

a) einem Seehafen; 

b) einem Hafen, der auf dem direkten Weg zu einem Seehafen 
liegt; 

c) einem Hafen, den die zuständige Behörde auf Vorschlag des 
Gemischten Ausschusses benannt hat. 

(3) Im Wechselverkehr sind die Schiffahrtsuntemehmen beider 
Seiten paritätisch und. nach Möglichkeit im Jahresverlauf kontinu- 
ierlich zu beteiligen. Die Aufteilung der Güterbeförderungen 
erfolgt auf der Basis der Ladungstonnen. 

(4) Für den Wechselverkehr sind wirtschaftlich auskömmliche 
Frachten und die mit ihnen zusammenhängenden Nebenbedin- 
gungen zu vereinbaren. 

(5) Jede Vertragspartei kann nach Beratung im Gemischten 
Ausschuß in Ausnahmefällen aus technischen Gründen oder aus 
Gründen der Schiffahrtssicherheit für das Befahren ihrer Wasser- 
straßen im Wechselverkehr Höchstzahlen der Fahrten festsetzen. 


Artikel 4 

(1) Schiffe der einen Seite dürfen Personen und/oder Güter 
durch das Hoheitsgebiet der jeweils anderen Vertragspartei hin- 
durch auf den Binnenwasserstraßen befördern, die von den Ver- 
tragsparteien auf der Grundlage eines Vorschlags des Gemisch- 
ten Ausschusses festgelegt werden (Transitverkehr). 

(2) Jede Vertragspartei kann nach Beratung im Gemischten 
Ausschuß in Ausnahmefällen aus technischen Gründen oder aus 
Gründen der Schiffahrtssicherheit für das Befahren Ihrer Wasser- 
straßen im Transitverkehr Höchstzahlen der Fahrten festsetzen. 


Artikel 5 

Schiffe beider Seiten dürfen Personen und/oder Güter zwi- 
schen einem Hafen der anderen Seite und einem Hafen in einem 
dritten Land (Drittlandverkehr) und umgekehrt nur auf Grund einer 
besonderen Erlaubnis der jeweils zuständigen Behörde beför- 
dern. 

Artikel 6 

Die Beförderung von Personen und/oder Gütern zwischen 
Häfen einer Seite (Kabotage) bleibt den Schiffen dieser Seite 
Vorbehalten. Ausnahmen bedürfen einer besonderen Fahrterlaub- 
nis der zuständigen Behörde. 

Artikel 7 

(1) Jede Vertragspartei erkennt auf ihrem Donauabschnitt die 
jeweils von der anderen Vertragspartei ausgestellten Befähi- 
gungszeugnisse für die Schiffsbesatzung (einschließlich der 
Schiffsführer) sowie die Schiffsatteste an. 

(2) Für die Schiffahrt auf den anderen Binnenwasserstraßen, 
ausgenommen Rhein, Mosel und Seeschiffahrtsstraßen, werden 
die zuständigen Behörden gegen Vorlage der in dem Hoheitsge- 
biet der anderen Vertragspartei envorbenen Urkunden und 
Bescheinigungen, die- sich auf das Schiff und seine Besatzung 
beziehen (z. B. Schiffsatteste und Befähigungszeugnisse), die in 
ihrem Hoheitsgebiet vorgeschriebenen Urkunden und Bescheini- 
gungen ausstellen. Voraussetzung dafür ist, daß die Urkunden 


CxaTTfl 3 

1 . CyflHa oöox floroBipHMx CToplH MO)KyTb 3fllMCHK)BaTM nepe- 
BeseHHB nacaxoipiB i/wM BaHTa>KiB Mi)K nopraMii oAHiei* ^oroBip- 
hoT cTopoHM i nopTBMii iHUioi AoroBipHoT CTOpOHii, a TaKO)K y 
SBopoTHbOMy HanpnMKy (aboctopohhc cnonyHeuHfl). 

2. CyAHa OAHiei AoroBipHOi CTOpOHii Mo>KyTb nepeBosMTti 
naca>KiipiB i/Hii BaHTax<i y ABOCTopoHHbOMy cnonyneHHi Mi>K 
nopTaMM CBoei AoroBipHöi cropoHii i oahüm is HacrynHiix nopria 
IhujoT AoroBipHoi CTOpOHii: 

a) MOpCbKliM nopTOM - 

6) nopTOM, posTaujoBaHiiM öesnocepeAHbo Ha uinnxy ao Mopcb- 
Koro nopTy - 

b) nopTOM, HasBaHHM KOMnereHTHiiM opraHOM Ha ochobi npo- 
nosHL^M 3MiujaHoT komIch. 

3. CyAHonnaBHi niAnpMCMCTBa oöox AoroBipHMx cxopln 
noBHHHi npHHMaTH ynacTb y ABOCTOpoHHbOMy cnonyneHHi na 
napHTeTHHx sacaAax i, no MO)KnHBOCTi, piBHOMipno na npornsi 
poKy. PosnoAin nepeeeseHb BaHTa>KiB SAiiiCHioeTbcn na ochobi 
K inbKOCTi BiABaHxajKeHoro BaHxaxcy y xonnax. 

4. ABOCXOpOHHboro cnonyHennn noBHHHi öyxii y3roA>KeHi 
BKOHOMiHHO BHnpaBABHi ({DpaXXOBi CXaBKH i nOB’n3aHi 3 HliMH 
AOA^XKOBi yMOBH. 

5. Ko)KHa i3 AoroBipHHx cxopin MO)Ke, nicnn oöroBopeHHB y 
SMiiuaHii^ KOMicn, y BHicniOHHiix BiinaAKax 3 xexHHHtix npHHiiH aöo 
3 npHHiiH 6e3neKii cyAHonnaBcxaa BcxanoBnioBaxH MaKCH- 
ManbHy KinbKicxb npoxoAiB cyAen nepea cböi boahI ujnnxH b 
AB ocxopoHHbOMy cnonyHeHHl. 

Cxaxxfl 4 

1. CyAHa OAHiei AoroBipHoi cxopoHH MO)Kyxb nepeB03MXH 
naca>KHpiB xa/nn BaHxa>Ki nepea Aep>KaBHy xepHXopiio iHuuol cxo- 
pOHH no BHyxpiLiJHix boahhx ujnnxax, 1140 BcxanoBneni AoroBip- 
HHMH cxopOHaMii HB ocHOBi nponoBiiAH 3MiiiiaHdi KOMicfi (xpan- 
3HXHe cnonyHeHHfl). 

2. Ko>KHa AoroBipna cxopona MO>Ke, nicnn oöroBopeHHn y 
3MiuiaHi(^ KOMicfi, y bhioiiohhhx BiinaAKax 3 xexHinniix npHHHH 
6e3neKH cyAHonnaocxBa BcxaHOBnioBaxM MaKCMManbny Kinb- 
Kicxb npoxoAiB cyAOH nepe3 cböi boahI ujnnxH y xpaH3HXH0My 
cnonyneHHi. 

Cxaxxn 5 

CyAHa oöox AoroeipHHx cxopin MO>Kyxb nepeB03HXM nacaxoi- 
piB i/aöo BaHxa>Ki Mi>K oahhm i3 nopxie iHUJoi* AoroBipHöi cxopoHii i 
nopxoM xpexboT KpaiHM (cnonynoHHn 3 xpexiMH KpäinaMH) i b 
3BopoxHbOMy HanpnMi xinbKH na ochobi cneAianbHoro AosBony 
BiAnoBiAanbHoro KOMnexenrnoro oprany. 

Cxaxxn 6 

riepeBeaeHHfl nacaxcMpia i/aöo BanxajKiB Mi>K nopxaMH OAHiei 
AoroBipHöi cxopoHii (Kaöoxa)K) peaepByioxbcn 3a cyAnaMii i4iei‘ 
AoroBipHöi cxopoHH. BHHnxKH BHMaraioxb cnei^ianbHoro AOSBony 
KOMnexenxHoro oprany na nepeBeaennn. 

Cxaxxn 7 

1 . Ko>KHa AoroBipna cxopona na cboYm A'^bHUAi flynaio öyAO 
BH3HaBaxH BHAani iHUJOio AoroBipHoio cxopOHOio KBanictDiKaitiHHi 
nocBiAneHHB cyAHOBoro eKinaxcy (BicnionaionH cyAHOBOAfia), a 
xaKO)K cyAHOBi nocBiAnennn. 

2. /In^ cyAHonnaBcxBa na inuinx anyxpiuiHix boahhx ujnnxax, 3a 
BHHflXKOM Peßny, Moaenn i MopcbKMx cyAHonnaBHHx ujnflxiB, 
KOMnexenxHi opranw oahIö* AoroBipHöi cxopOHM no npeA’flsne- 
HHX BMAaHHX HB ABp>KaBHiH xepHxopiT inUJOI CXOPOHH nOCBi- 
Anennnx xa CBiAOAXBax, 9 \ k \ BiAHOcnxbcn ao cyAHa xa ßoro 
OKtnsoKy (nanpHKnaA, cyAHOBi nocBiAnennn i KBanic})iKai4iii)Hi 
CBiAOMXBa) öyAyxb BkiA^BaxH nepeAöaneni na fi xepMxopii CBi- 
AOüXBa i nocBiAHennn. flpn i^bOMy CBiAOMxaa i nocBlAHennn 
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und Bescheinigungen in dem Hoheitsgebiet einer Vertragspartei 
unter Bedingungen erteilt worden sind, die den im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei geltenden Vorschriften genügen. 

(3) Gefährliche Güter dürfen nur mit Schiffen befördert werden, 
die über die für die jeweilige Wasserstraße vorgeschriebenen 
Zulassungszeugnisse verfügen. 

Artikels 

Jede Vertragspartei wird Schiffe der anderen Seite bei Inan- 
spruchnahme der ihnen nach den Artikeln 2 bis 6 gewährten 
Rechte ebenso behandeln wie Schiffe der eigenen Seite. 

Das gilt insbesondere: 

a) bei der Erhebung von Schiffahrts- und Hafenabgaben; 

b) bei der Benutzung öffentlicher Hafeneinrichtungen, Üegestel- 
len, Schleusen und ähnlicher Schiffahrtsanlagen; 

c) bei der Abfertigung durch die zuständigen Stellen; 

d) bei der Treibstoff- und Schmiermittelversorgung. 


Artikels 

Jede Vertragspartei gewährt den Schiffen der anderen Seite 
hinsichtlich der Zollbehandlung des an Bord mitgeführten Mund- 
und Schiffsvörrats die gleiche Behandlung wie Schiffen der eige- 
nen Seite. Entsprechendes gilt für die auf den Schiffen zum 
Verbrauch oder Gebrauch bestimmten Treib- und Schmierstoffe. 


Artikel 10 

(1) Die Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten dürfen im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei unter Beachtung des 
dort geltenden Rechts und nach Genehmigung der zuständigen 
Behörde auf der Grundlage der Gegenseitigkeit Vertretungen 
oder Agenturen zur Betreuung von Schiffen und Besatzungen 
ihrer Seite errichten. 

(2) Die Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten können zur För- 
derung der Wirtschaftlichkeit ihres Verkehrs miteinander Verein- 
barungen über die betriebliche, technische und kommerzielle 
Zusammenarbeit treffen. 


Artikel 11 

Jede Vertragspartei gewährt den Schiffahttsuntemehmen der 
anderen Seite das Recht, ihre Einnahmen frei zu transferieren. 
Die Transferierung wird auf der Gmndlage der amtlichen Wech- 
selkurse innerhalb der üblichen Frist vorgenommen. 


Artikel 12 

(1) Die Besatzungsmitglieder der Schiffe der beiden Seiten 
benötigen zum Grenzübertritt ein Reisedokument und eine Auf- 
enthaltsgenehmigung In der Form des Sichtvermerks (Visum). 

(2) Auf Personen- und Güterschiffen können zusammen mit 
den Besatzungsmitgliedem auch deren Ehegatten und deren 
unverheiratete minderjährige Kinder ein- und ausreisen, wenn sie 
im Besitz eines der in Absatz 1 genannten Dokumente und eines 
Sichtvermerks sind. Kinder unter 16 Jahren können Im Reisedo- 
kument eines Ihrer Elterhteile eingetragen werden. 

(3) Auf der Donau benötigen die Besatzungsmitglieder der 
Schiffe der beiden Seiten für den Grenzübertritt und den Aufent- 
halt an Bord sowie im Hafengelände der an der Donau gelegenen 
Häfen keinen Sichtvermerk, wenn sie Inhaber eines Donauschif- 
ferausweises oder Seemannspasses und in der Besatzungslisle 
eingetragen sind. Das gleiche gilt für die in den Donauschifferaus- 
weisen oder den Seemannspässen eingetragenen Familienange- 
hörigen der Besatzungsmitglieder. 


Drucksache 1 2/46S1 


noBMHHi öyTM BMAdHi Ha AepKaBHiü TepMTopii OAHief is AoroBip- 
HMX CTOpiH Ha yMOBaX, RKi BiAnOBy^llOTb pOSnOpH/pKeHHHM, U40 
AitOTb Ha TepMTOpi IIHUJOI /^OBipHOt CropOHM. 

3. HeöesneMHi BaHTaxd MOx<yTb nepeBOSMTMCb lijibKM na cy/t- 
Hax, u^o MaioTb CBlAomaa ^seony, nepe/tOaseni /yia BlAnoBfA- 

HMX BOAHMX UlJIHXiB. 

CraTTH 8 

Ko)KHa AoroBipHa cropona Ha^acTb cy/tnaM iHuiöf AoroeipHöi 
CTOpOHM TBKe CBMe BiAHOUjeHHH npM BHKOpHcraHHi npaa, 1140 
HaAaioTbCH iM sriAHO 3 craTTHMM 2-6 i^ie» VroAM, hk i cyAHaM 
CBOdf AOrOBipHÖf CTOpOHM. 

Me, soKpeMa, BiAHOCMTbcn Ap: 

a) CTfireHHH HaeiraMlüHMx ra noproBMx aöoplB ~ 

6) BMKOpHCTaHHH nOpTOBMX CnOpyA, Mici4b HKOpHÖi CTOHHKM, 
ujjitosiB Ta iHUJHx cyAHonnaBHMx cnopyA sara/ibHoro bhkopm- 
craHHH - 

b) octX)pMneHHH AOKyMeHTiB KOMnereHTHMMH B/iaAaMM - 
r) saöesneseHHH nariMBOM ra MacTH/ibHMMM Marepia/iaMM. 

CraTTfl 9 

Ko)KHa AOroBlpna cropona HaAecn» cyAHaM iHuioi' AoroBipHoV 
CTOpOHM TaKe )K BlAHOlUeHHH, HK 1 CyAHBM CBOCI AoroBlpHöf 
CTOpOHM CTOCOBHO MMTHOrO 0<]^pMJieHHH npOAOBO/lbHMX i CyA’ 

HOBMX sanaciB, 1140 sHaxoAHTbcn na öopry. AnanoriHHe bIa- 
HOUieHHH pjie i CTOCOBHO npM3HaHeHMX A^^ BMKOpMCraHHH HM 
cno)KMBaHHH Ha cyAHax nanMBa ra MacTMnbHMx Marepiania. 


CraTTH 10 

1. CyAHonnaBHi nlAnpHCMCTBa o6ox AoroaipHMX cropin 

MO>KyTb Ha OCHOBl BaaCMHOCTl Ha Aep>KaBHiM TepMTOpu IhuioT 
AoroBipHöi CTOpOHM sacKOByeaTM npeAcraeHMATBa hm 
areHTCTBa atih o^nyroayBaHHH cyA^H i eKinaxia CBoei cropOHM 
npM yMOBi AOTpMMaHHH Aiio^oro tbm aaKOHOAeBCTBa 1 3 AOSBony 
KOMneTBHTHoro opraHy. 

2. CyAHonnaBHi nlAnpMGMcra oöox AOroeipHMX cropin Mo>KyTb 
aaKnioHaTM Mixe coöok) yroA^. U40 crocyioTbCH eKcnnyaraMiHnoro, 
TeXHiHHOrO i KOMepAlÜHOrO CnpMHHHH niABMUtpHHIO OKOHOMiHHOl 
e4)eKTMBH0CTi IX nepeeeaeHb. 


CraTTH 11 

K(»KHa A^oBipna CTopona naAecTb cyAHonnaBHMM niA- 
npMCMCTBdM inuior AoröBipHd ctopqhm npaao BinbHo nepexady- 
BBTM ix npMöyTKM. RepeKaa öyAß SAi^cHiOBaTMCb na ochobI oct»- 
AiüHoro Kypey oÖMiny i b Mexeax 3BMHaüHMX TepMiHiB. 

CraTTH 12 

1. MneHM eKinaxeiß cyAen oöox AoroBipHMX cropin noBMHHl 
MaTM npM nepeTMHi KopAony saKopAQHHMM AOKyMenr. 

2. Ha BaHTSDKHMx i nacaxcMpcbKMx cyAHax paaoM 3 nnenaMM 
eKinäxelB MOKyrb BfxeAxeaTM i BMi^KAxcarM Tx APy>KMHM ra ne 
nepeÖyeaiOHi b uinioöi nenoBHonlTHi aitm, hkiao bohm MaiOTb srapr 
aHMü y nyHKTi 1 AOKyMenr I Blay. ffiTM bIkom ao 16 pOKie MOKyrb 
ÖyTM saHeceHi b aaKopAQHHMü AOKyMOHT oAHoro 3 öäTbKiB. 

3. Ha AinHHKax Aynaio oöox AoroBipHMX ctoplH nnOHM eidnaxeiB 
cyA^H Arifl neperMHy KOpAOHy i a^h nepeöyBSHHH na öopry, a 
TaKoxe Ha TepMTopil poarauiOBaHMx na Aynsff noprie ne noBMHHi 
MaTM Bi3M, HKII40 BOHM MBIOTb nOCBiAHBHHH AyHaÜCbKOrO piHKO- 
BMKa HM naenopT MopHxa i HKutp bohm aaHeceni a^ cnMCxy 
HneHiB BKinaxey. 
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(4) Sdirnik^he in den Absätzen 1 bis 3 aufgeführten Personen^ 
Bord müssen in eine Besatzungsliste eingetragen sein. 

(5) Beide Vertragsparteien tauschen Muster der in den Absät- 
zen 1 und 3 bezeichneten Dokunftente aus. 

(6) Günstigere Rechtsvorschriften über Einreise und Aufenthalt 
von Ausländem bleiben unberührt. 

Artikel13 

(1) Die Schiffe beider Seiten dürfen an folgenden Stellen bei 
Tag und Nacht stilliegen: 

a) im Lade- und Löschhafen; 

b) in Häfen an der Fahrtstrecke; 

c) an den durch die Verkehrsordhung zugelassenen Stellen auf 
der Fahrtstrecke. 

(2) Im Falle einer Havarie, emes UnfeKs. einer schweren Krank- 
heit einer Person an Bord oder aus anderen Gründen, die die 
Weiterfahrt unmöglich machen, können die Schiffe an jedW geeig- 
neten Stelle stüUegen. ln solchen Fällen hat öest Schiffsführer oder 
eine von ihm bevollmächtigte Person umgeherid die nächste 
Grenz-, ZoH- oder andere zuständige Behörde zu unterrichten. 

(3) Die zuständigen Behörden beider Vertragsparteien gewäh- 
ren bei Havarien oder Unfällen der Schiffe oder der Besatzungs- 
mitglieder der Schiffe der jeweils anderen Seite die erforderliche 
Hilfe. Bei schweren Havarien oder Unfällen setzt die Vertragspar- 
tei, In deren Hoheitsgebiet sich der Vorfall ereignet hat, die an^re 
Vertragspartei unverzüglich in Kenntnis und, falls eine Aufklärung 
der Umstände des Vorfalls erfolgt, unterrichtet sie diese über die 
Ergebnisse der Aufklärung. 

Artikel 14 

(1) Für die Erfüllung und die Oberwachtmg der Anwencking 
dieses Abkommens wird ein Gemischter Ausschuß gebildet. Dem 
Gemischten Ausschuß gehören je drei bevollmächtigte Vertreter 
jeder Vertragspartei an, die vom Bundesminister für Verkehr der 
Bundesrepublik Deutschland beziehungsweise vom Minister für 
Verkehr der Ukraine bestimmt werden. 


. (2) Von seiten der Bundesrepublik Deutschland werden dem 
Gemischten Ausschuß ein Vertreter des Bundesministers für Ver- 
kehr als Delegationsleiter sowie je ein vom BurKtesminlster für 
Verkehr benannter Vertreter der Schrffahrtsuntemehrnen und ^r 
verladenden Wirtschaft angehören. 

(3) Von seiten der Ukraine werden dem Gemischten Ausschuß 
ein Vertreter des Ministers für Verkehr als Delegiäionsleiter sowie 
je ein vom Minister für Verkehr benannter Vertreter der Schiff- 
fahrtsuntemehmen und der verladenden Wirtschaft angehören. 

(4) Zur Prüfung einzelner Fragen kann jede Seite Sachverstän- 
dige hinzuziehen. 

(5) Der Gemischte Ausschuß erarbeitet und bestätigt auf seiner 
ersten Sitzung eine Geschäftsordnung für seine Tätigkeit. 

(6) Der Gemischte Ausschuß hat insbesondere die Au^abe: 
a) den zuständigen Behörden Vorschläge zu machen für die 

- Festlegung der Binnenhäfen gemäß Artikel 3 Absatz 2 
Buchstabe c; 

- Festsetzung von Mindest-ZHöchstfrachtraten und der mit 
ihnen zusammenhängenden Nebenbedingungen gemäß 
Artikel 3 Absatz 4; 

- Festlegung der Transitwasserstraßen gemäß Artikel 4 
Absatz 1; 

- Zulassung von Schiffen aus Drittstaaten zum Wechsefver- 
kehr; 

- Anpassung dieses Abkommens an den Entwicklungsstand 
der Binnenschiffahrt; 


4. Bei oeoÖM, uto SHaxoAnTbcn na öopry cy/tna, nepe/iineHi b 
nyHtcrax 1-^, nosHHHi öyrH BHeceHl fip cnncKy H/ieHiB eKina)Ky. 

5. /^roBipHi ctopOHM oÖMiHioiOTbcn spasKaMM BKasanux b 
nyHKTax 1 i 3 AO*<yMeHTiB. 

6. Haä6i/ibuj cnpMOT/iMBi npasoBi pösnoprvpKeHHB npo B*‘t3ATa 
nepeöyBaHHB iHoseMütB söepiraiOTb cuny 

CraTTfl 13 

1. CyAHa oöox AoroBipHMx cropiH Moxcyrb synuHSTMcn A^n 

CTOBHKM B 6yAI»‘nKMM SBC AOÖM B TBKMX MiOpiX: 

а) B noprax saBaTaxceHHa ra BMaaHraxceHHa - 

б) B noprax, nid SHaxoAnrbcn Ha uinnxy npoxoA>KeHHn - 

B) B AoSBöneHMX npaBMnaMM rmaeaHNn MicAnx Ha mnnxy npoxo- 
A>KeHH5i cyAHa. 

2. y BHnaAKy aeap«, neu^acHoro BMnaAKy, rroKKoT xBopoöM 
oeoöM, HKa sHaxpAMTbcn na öopry cyAHa, hm s Ihuimx npuHMH, nid 
nep6uiK0A)Kai0TbnQAanbUi0My nnaBSHHio, cyAHaMoxcyrbsynMHn- 
TMcn A^n ctonHKM b öyAb-nKOMy npMAarHoiiy mIcmI. B raKOMy 
pasi KaniraH cyAna hm ynoBHOBa)KeHa hmm oeoöa noBMHHi 
HeraüHO iHctxipMyBaTH HaäöiiM)KHi npMKOpAOHHi.MMTHi hm iHuii 
KOMnereHTHi opraHM. 

3. KoMnereHTHi opraHM oöox AoroBipHMX cropiH HBASiorb 
HeoöxiAHy AOnoMory npM aoapinx hm HeiAacHMX BMnaAKax 3 
cyAHaMM HM HJieHaMM eidnsoKy ihujoI AoroBipHpf cropoHM. flpM 
rnxcKMx daapinx hm HeutacHMx BMnaAKax AprOBipna cropOHa, 
Ha repMTopii hkoT cranocb, HeraüHO noB|AoM/ine iHuiy 
AoroBipny erdpony i. aklmo npoBaAMrbcn poacniAyBaHHn 
oöcraBMH BMnaAKy, iHrpopMye IIT npo pesynbrarM poacniAy- 

BaHHM. 

Crarrn 14 

1. BMKOHaHHfl i HarnnAy aa sacrocyBaHHnM t4ief VroAM 
yreopioerbcn 3MiujaHa KOMidn. ßp CKnsAV SMiumHOi KOMicii 
öyAyrb BXQAMTM no rpM ynoBHOBa^eHMx npeAcraBHMKM bia ko)k- 
Hoi AOroBipHOii ctopOHM, nid npMSHanaiorbcn KOMnerenTHMMM 
opraHaMM aotobIphmx cropiH: cpeAöpanbHMM MinierpoM rpaHC- 
nopry cpeAeparMBHdi PecnyönlKM HiMenHMHM ra MiHlcrepCTBOM 
rpaHcnopry yicpaiHM. 

2. 3 öOKy yKpäfHM AO ctoiaAy SiwuiaHoi’ koimch BBiäAyrb: 
npeAcraBHMK MiHicrepCTBa rpaHcnopry VKpatHM (ronoea ppne- 
rauil) ra no OAHOMy npMSHaHeHOMy MinierpoM rpaHcnopry 
yxpaiHM npeAcraBHMKy cyAHonnaBHMX KOMnaniß i BanraxeoBiA- 
npaBHMKlB. 

3. 3 ÖOKy cpeAeparMBHof PecnyönlKM HImbhhmhm ao dcnaAV 
3MiuiaHdr KOMien BBü^tyTb: npeACtasHMK <t}eAepanbHoro mihI- 
erpa rpaHcnopry (ronoea Aa^rauQ ra no OAHOMy npHSHane- 
HOMy 4>eAepanbHMM MinkripoM rpanenopry npeAf^asHMicy cyA- 
HonnaBHMX niAnpMeMcrB i BaHraxcoeiAnpaBHMidB. 

4. Ann poarnnAy oKpeMMx nnraHb Koxena AoroeipHa cropona 
Moxte sanynarM eKcneprie. 

5. 3MiiiiaHa KOMietn onpaisoe i yxBa/mrb na cBocMy nepujoMy 
sadAaHHi flpaBMna npottdAVPM CBOdf AM^a>H0CTi. 

6. 3aBAaHHnMM 3MiLuaH6i KOMic» e soKpeMa: 
a) BHeceHHn nponosMivä KOMoereHTHMM opranaM ctocobho: 

- BM3HaHeHHn piHKOBMX nopiiB BiAHOBlAHO AO nyHKTy 2 *B* 
crarri 3 ~ 

- BcraHoeneHHn MiHiManbHMx ra MaKCMManbHMX (})paxroBMx 
crasoK i noB’naaHMX a hmmm AOAarKOBMx yMOB B^noeiAHO 
AO nyHKTy 4 crarri 3 - 

~ BcraHOBnSHHn TpaHSMTHMX BOAHMx tunnxiB BiAnoBiAHO AO 
nyHKTy 1 cTarri 4 - 

~ AOnycKy cyAOH rperix xpaiK ao ynacTi b ABocropoHHbOMy 
cnonyHeHHi - 

- npMBeAeHHni4l€SryrpAMyBfAnoBiAHicTb3piBHeMpo3BMTicy 
cyAHonnaBCTBa no BHyrpiuiHlx boahmx uinnxax - 
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b) die Güter auf die Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten 
gemäß Artikel 3 Absatz 3 erforderlichenfalls aufzuteilen und 
die Ladungsaufteilung zu überwachen; 

c) Beratungen durchzuführen über Möglichkeiten der Festset- 
zung von Höchstzahlen im Wechselverkehr gemäß Artikel 3 
Absatz 5 und im Transitverkehr gemäß Artikel 4 Absatz 2; 

d) die Transporte der Schiffe beider Seiten statistisch zu erfas- 
sen. 

(7) Die auf der Grundlage der Vorschläge nach Absatz 6 
Buchstabe a zu treffenden Vereinbarungen kommen durch über- 
einstimmende Erklärungen der Delegationsleiter im Gemischten 
Ausschuß zustande. Die Erklärungen der Delegationsleiter erfol- 
gen im Namen der zuständigen Behörden. Die Erklärungen sollen 
möglichst innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Unterbrei- 
tung des Vorschlags des Gemischten Ausschusses abgegeben 
werden. 

(8) Mindest-ZHöchstfrachtraten einschließlich der Nebenbedin- 
gungen, auf die der Gemischte Ausschuß sich geeinigt hat, sind 
erforderlichenfalls den zuständigen Behörden zur Genehmigung 
vorzulegen; das Inkraftsetzen wird zwischen den beiden Vertrags- 
parteien vereinbart. Das Inkraftsetzen gemäß innerstaatlichem 
Recht ist der anderen Vertragspartei unverzüglich mitzuteilen. 

(9) Kann eine Einigung im Gemischten Ausschuß nicht erzielt 
werden, treten auf Antrag einer Vertragspartei die Vertreter der 
zuständigen Behörden beider Vertragsparteien innerhalb von vier 
Wochen zu Konsultationen zusammen. 

(10) Die zuständigen Behörden werden dem Gemischten Aus- 
schuß auf Ersuchen diejenigen Unterlagen übermitteln, deren er 
zur Erfüllung seiner Aufgaben bedarf. 

Artikel 15 

Die Sportfahrzeuge beider Seiten können die Binnenwasser- 
straßen beider Vertragsparteien unter Beachtung des jeweiligen 
dort geltenden Rechts t^nutzen. 


Artikel 16 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats 
nach dem Tag in Kraft, an dem die Vertragsparteien einander 
notifiziert haben, daß die erforderlichen innerstaatlichen Voraus- 
setzungen für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind. 

(3) Dieses Abkommen kann von jeder Vertragspartei mit einer 
Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahrs durch 
Notifikation gekündigt werden. In diesem Fall tritt das Abkommen 
mit Ablauf dieses Kalenderjahres außer Kraft. 


Geschehen zu Bonn, am 14. Juli 1992 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und ukrainischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


6) posnoflin, B pasi HeoöxiflHOCTi, BaHTSOKie mim cyflHon/iaa- 
HMMM niAnpHCMCTBaMM AOrOBipHMX CTOpiM Bl^nOBiAHO 3 nyHK- 
TOM 3 CTarrl 3 i narnnfl 3a poanoflinoM BaHjaxdB - 

B) OÖrOBOpeHHB MOK/lMBOCreM BCraHOBJieHHB MaKCMManbHOI 
KinbKOCTi peäciB y ^BOCTOpoHMbOMy cno/iyneHHi Bi^noBiAHO 
flp nyHKTy 5 cTarri 3 la TpaH3MTHOMy cnonyseHHi BiflnoBiflHO 
AO nyHKjy 2 crarri 4 - 

r) npoBeAeHHfi craTMCTiiKM nepeeeaeHb Ha cy^Hax oöox Aoro- 

BipHHX CTOpiH. 

7. floMOBJieHocTi Ha ochobI nponoaMAiw 3riAHO nyHKTy 6 ’a' 
octx}pM/iiOiOTbcn uj/inxoM 36i>KHHx 3351 B rojilB AeneraAiH komIcm. 
3a5iBH ro/iiB Ae^erai4iH BH0C5iTbC5i bIa iMeni KOMnereHTHHx opra- 
HiB AoroBipHHx CTopiH. 3a5iBH noBHHHi öyTH BHeceni no mo)k/ihb- 
ocTi npoT5iroM abox TM>KHiB nicn5i BHeceHH5i nponoaMAit 3MiujaHöi 
KOMicn. 


8. MtHiManbHi ra MaKCHManbHi ct)paxTOBi craBKH i noB’ 5 i 3 aHi 3 
HHMH AOAB'TKOBi yMOBH, noroA>KeHi 3MiujaHoio KOMicicio, niAn5i- 
raioTb B pa3i noA^HHio na 3aTBepA>KeHH5i KOMnereHTHMM opra- 
HaM; npo Bcryn ix b cuny BiAnoBiAHO ao BHyrpiujHbOAepjKaBHoro 
aaKOHOABBCTBa Ha/iejKWTb neraMHO noBiAOMMTW iniuy AoroBlpny 
CTopoHy. 

9. Rkiao b 3MiiijaHiM KOMicfi aroAa ne A0C5irHyTa, 3a npono3H- 
Aieio OAHiö i3 AoroBipHwx croplH npeACTaBHHKw KOMneieHTHiix 
opraniB oöox AoroBipHMx cTopiH npoT5iroM HOTwpbox tm^khIb 
3ycTpiHaioTbC5i A/151 KOHcy/ibTaitiM. 

10. Ha npoxaHH5i 3MiujaHöi KOMicfi KOMnereHTHi oprann naAa- 
Ayrb IM MarepianM, neoöxiAHi a^5i BMKOHaHH5i Ti saBABHb. 


CTaTT51 15 

CnopTMBHi cyAHa oöox CTopin MO>KyTb KopMCTyBaTMC5i Bnyrpi- 
HUJiMM BOAHMMM llJn51xaMM KO>KHOt i3 AOrOBipHMX CTOpiH 3a yMOBM 
AOTpMMaHH51 npaBOBMX HOpM, AiK)HMX Ha TepMTOpii BiAnOBiAHOT 
CTOpOHM. 

CTaTT51 16 

1 . 1451 VroAa yKnaAaeTbC5i na HeoöMe)KeHMM crpoK. 

2. VroAa Bcrynae b CMny b nepujMM pßHb rpexboro Mjc5iA5i 
nlcn5i AH51 oöMiHy Mj>K AoroBipHMMM CTOponaMM noBiAOMneHH5iMM 
npo re, is\o neoöxiAHi a^^^ üboro BHyTpiujHbOAep)KaBHl npoi^e- 
AypM BMKOHani. 

3. Ltn VroAa MOx<e öyrM AöHOHCOBana OAHieio i3 AorosipHMX 
CTopiH 3a ujicTb MiC5ii4iB AO 3aKiHHeHH5i KaneHAapHoro pOKy nMCb- 
MOBMM noBlAOMneHH5iM. B i4bOMy BMnaAKy VroAa BTpaTMTb cnny 
nicn5i 3aKiHHeHH5i Aboro Ka/ieHAapnoro pOKy. 


3AiMCHeHO B M. Bohh, 14 /iMnH5i 1992 pOKy b abox npMMipHM- 
Kax, ko)khmm HiweAbKoio Ta yKpäiHCbKoio MOBaMM, npMHOMy 
oöMABa TeKCTM MaioTb OAHaKOBy cM/iy. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a yp5iA ct^eAepaTMBHöi PecnyöniKM HiMesHMua 
Günther Krause 
Heinrich-D. Dieckmann 

Für die Regierung der Ukraine 
3a yp5iA yKpaiHM 
O. Klimpusch 
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Protokoll 

□pOTOKOJl 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und die Regie- 
rung der Ukraine haben anläßlich der Unterzeichnung des Ab- 
kommens über die Binnenschiffahrt, das zum Ziel hat, die beider- 
seitigen Binnenschiffahrtsbeziehungen weiter zu entwickeln und 
zu verbessern, folgende Vereinbarungen getroffen, die als Be- 
standteile des Abkommens gelten: 

1. Verkehrsrechte 

Um eine einheitliche Anwendung des Abkommens zu gewähr- 
leisten, haben sich die Vertragsparteien geeinigt, von folgen- 
dem inhaltlichen Verständnis der Verkehrsrechte auszuge- 
hen: 

(1) Wechselverkehr: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem Schiff 
einer der Seiten von dem Hoheitsgebiet der einen Vertrags- 
partei in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei nach 
oder von einem Binnenhafen, der im Hoheitsgebiet einer der 
Vertragsparteien liegt. 

(2) Transitverkehr: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem Schiff 
der einen Seite auf Binnenwasserstraßen durch das Hoheits- 
gebiet der anderen Vertragspartei, ohne daß dabei auf der 
Durchfahrt Personen zu- oder aussteigen, beziehungsweise 
ohne dabei Güter zu laden oder zu löschen. 

(3) Drittlandverkehr: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem Schiff 
der einen Seite von einem dritten Land in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei oder umgekehrt. 

(4) Kabotage: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem Schiff 
der einen Seite zwischen Lade- und Löschplätzen an Binnen- 
wasserstraßen im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei. 

Für die Beurteilung, welches Verkehrsrecht in Anspruch 
genommen wird, ist die Beförderungsleistung des jeweiligen 
Schiffes maßgebendes Kriterium und nicht die Herkunft und 
der Zielort des Beförderungsguts. 

2. Für solche Transitverkehrs, die auf den Hoheitsgebieten bei- 
der Vertragsparteien weder beginnen noch enden, wird auf 
Ersuchen einer Vertragspartei und auf der Grundlage eines 
Vorschlags des Gemischten Ausschusses eine quotenmäßige 
Beteiligung der Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten verein- 
bart. 

3. Rechte und Pflichten aus früher geschlossenen multilateralen 
völkerrechtlichen Übereinkünften, denen beide Vertragspar- 
teien oder eine der Vertragsparteien angehören, werden 
durch dieses Abkommen nicht berührt. 


Geschehen zu Bonn, am 14. Juli 1992 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und ukrainischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


Vpn/^ ct>eAepaTMBHoT PecnyöniKbi HiMenmiHa Ta Vp^A VKpaiHbi 
B SB’nsKy 3 niAnMcaHH^M VroA^ npo cyAHoruiaBCTBO no BHyriuj- 
Hix boahux uinnxax 3 mstoio po3BiiTKy Ta noKpaiqeHHn BaacMHMx 
3B’n3KiB B ranyai piHKOBoro cyAHon/iaBcrea npMMiujiM ßp aomob- 
neHHOCTeü, nxi e HeBiA'eMHOio sacTKOio VroA^. 

1. TpaHcnopTHl npaea. 

3 MeTOio aaöeaneHeHHn OAHOCTaüHoro aacTocysaHHA VroAH 
oöMABi AoroBipHi cropoHM noroA^viMCb bmxoamtm i3 Hacryn- 
Horo poayMiHHn 3MicTy TpaHcnopTHnx npae: 

(1) AöocTopoHHc cnonyHeHH«: 

nepeBeaeHHn nacaxoipie Ta/MM BaHTaxdB cyAHOM oahIcV ia 
AoroBipHMX CTOpiH 3 A6p>KaBHoT TepiiTopn OAHiei AoroBipHoV 
CTOpOHM Ha Aep>KaBHy TepuTopiio flpyrdi AoroBipHöi cropoHH 
BiA HH AO pisKOBoro nopTy, p03TauJOBaHoro Ha Aep>KaBHiH 
TepMTOprf OAHiei i3 AoroBipHHX CTOpin. 

(2) TpaH3MTHe cno/iyneHH«: 

nepeeeaennn nacaxcMpiB ja/MH BaHTaxde cyAHOM oahIgY i3 
AoroBipHHx CTOpiH no BHyrpiujHix boahmx lu/inxax nepea 
TepHToplio APyroi AoroBipHöi cTopoHH 6e3 nocaAKH mm 
BM caAKM nacsoKMpiB i öea aaBaHTsoKennn hm BMBaHTsoKeHHn 
Ha TepMTopM qiei APyroi AoroBipHOV CTopoHM. 

(3) Cno/iyneHHn 3 TpeTiMM KpäinaMM: 

nepeBe3eHHn naca>KMpiB Ta/HM BaHTaxdB cyAHOM OAHiei i3 
AoroBipHMX CTOpiH 3 TpeTboi Kpai'HM Ha Aap>KaBHy TepMTOpiio 
Apyroi AoroBipHöi CTopoHM mm b aeopoTHbOMy nanpnMi. 

(4) KaöoTSOK: 

nepBBeaeHHn naca>KMpiB Ta/MM eaHTaxda cyAHOM OAHlei 
AOrOBipHÖl CTOpOHM Mi>K nyHKTaMM aaBaHTSOKBHHn i BMBaH- 
Ta>KeHHn Ha BHyrpiujHix boahmx m/inxax APyroi AoroBipHoV 

CTOpOHM. 

npM BM3HaMeHHi Toro, nKe 3 TpancnopTHMx npae bmkopmcto- 
ByeTbcn, BMpiuja/ibHMM KpMTepicM e aAlHcnennn nepeseaenb 
BM3HaHeHMM cyAHOM, a He noxcv^Kennn i nyHKT npM3HaMeHHn 
BaHTa>Ky, hkmm nepeeoaMTbcn. 

2. Ctocobho TpaH3MTHMx nepOBeaeHb, hkI ne noMMHaiOTbcn i ne 
saKiHMyiOTbcn na TepMTOpinx oöox AoroBipHMx CTOpiH, na 
npoxannn oAHiei AoroBipHöi CTOpOHM i na ochobI npono3Mqfi 
3MiujaHöi KOMicn öyAe noroA>KyBaTMCb mbctkobb ynacTb cyA* 
HonnaBHMX niAnpMCMCTB oöox cropin. 

3. npaoa i oöob’hskm AoroBipHMx CTOpin, nxi BMxoABTb 3 
aaKjiioMeHMx paniuje öaraTOCTOpoHHix AOMOB/ienocTeM, ynac- 
HMKaMM HKMX G OÖMABI AOtOBIpHi CTOpOHM MM OAHB 13 AOrOBip- 

. HMX CTopiH, qieio VroACio He nopyiuyioTbcn. 


SAIHCHeHO B M. &ÖHH, 14 /IMOHH 1992 pOKy B ABOX npMMipHM- 
Kax KO>KHMM HiMeqbKOK) Ta yKpälHCbKOiO MOBaMM, npMMOMy 
OÖMASa TBKCTM MaiOTb OAHaKOBy CM/iy. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a yp^A c|)eAepaTMBHöi PecnyöniKM HiweMMMHa 
Günther Krause 
Heinrich-D. Dieckmann 
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Für die Regierung der Ukraine 
3a ypHA yKpaiHM 
O. Klimpusch 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeines 

Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Regierung der Ukraine über die 
Binnenschiffahrt ist am 14. Juli 1992 in Bonn unterzeichnet 
worden. Nach Maßgabe der gegenseitig eingeräumten 
Verkehrsrechte gewähren beide Vertragspartner den 
Schiffen der jeweils anderen Seite das Befahren und 
Befördern auf ihren Binnenwasserstraßen. Dies gilt auch 
für den Dnjepr. 

Mit diesem Abkommen wird dem Beschluß des Bundes- 
kabinetts vom 2. Februar 1983 entsprochen, wonach der 
Binnenschiffsverkehr mit den interessierten Staaten, die 
den Main-Donau-Kanal benutzen wollen, vertraglich zu 
regeln ist. Die Donau- und Rheinschiffahrtsuntemehme'n 
werden auf Märkten mit unterschiedlichen Strukturen und 
Ordnungssystemen tätig. Ihr Marktverhalten als Anbieter 
ist teils nach anderen Kriterien ausgerichtet. Es waren 
daher in dem Abkommen für den Transport von Gütern 
zwischen den beiden Staaten Regelungen über eine 
Ladungsaufteilung und über eine Frachtenfestsetzung zu 
treffen. 

Mit der Fertigstellung des Main-Donau-Kanals (Ende Sep- 
tember 1992) wird es zu einem verstärkten Güteraus- 
tausch auf dem Wassenwege kommen. Durch die in dem 
Abkommen festgelegten Regelungen wird sichergestellt, 
daß die Ordnung des innerstaatlichen Schiffahrts- und 
Verkehrsmarktes nicht beeinträchtigt wird. Im übrigen ist 
durch das Zusatzprotokoll Nr. 2 zur Revidierten Rhein- 
schiffahrtsakte (BGBl. 1980 II S. 870) ein Schutz des 
Rheinschiffahrtsmarktes insoweit vorgenommen worden, 
als nur die zur Rheinschiffahrt gehörigen Schiffe hieran 
teilriehmen dürfen (Vorbehalt der Kleinen und Großen 
Kabotage zugunsten der zur Rheinschiffahrt gehörenden 
Schiffe). 

B. Zu den Einzelbestimmungen 
Zu Artikel 1 

Dieser Artikel enthält die für die Arwvendung des Abkom- 
mens erforderlichen Begriffsbestimmungen. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bestimmt den Rahmen der eingeräumten 
Verkehrsrechte, und zwar des Transit-, Wechsel-, Dritt- 
land- und Kabotageverkehrs. Um beim Vollzug des 
Abkommens jegliche Unklarheit auszuschließen, haben 
die beiden Delegationen unter Nummer 1 des Protokolls 
diese Verkehrsrechte in einer völkerrechtlich verbindlichen 
Form klar voneinander abgegrenzt und definiert. 

Zu Artikel 3 

In Absatz 1 wird geregelt, auf welchen Binnenwasser- 
straßen der Vertragsparteien ein Wechselverkehr statt- 
finden darf. 

Mit der Regelung in Absatz 2 werden die Einschränkungs- 
möglichkeiten im Wechselverkehr umschrieben. 


In Absatz 3 ist die Ladungsaufteilung geregelt, die wegen 
der unterschiedlichen Wirtschaftssysteme, vor allem 
wegen unterschiedlicher Akquisitionsmöglichkeiten, erfor- 
derlich war. Grundsätzlich hat eine hälftige Ladungsauftei- 
iung zu erfolgen. 

Wegen der unterschiedlichen Wirtschaftssysteme in den 
beiden Vertragsstaaten sind nach Absatz 4 auf Antrag 
einer Seite wirtschaftlich auskömmliche Mindest-ZHöchst- 
frachten sowie die Nebenbedingungen verbindlich festzu- 
setzen. Nach Artikel 4 des Vertragsgesetzes zu diesem 
Abkommen kann ein Verstoß gegen die festgesetzten 
Frachtentgelte als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 

Um die Wirtschaftlichkeit und Flexibilität des Wechsel- 
verkehrs sicherzustellen, können auf Vorschlag des Ge- 
mischten Ausschusses Schiffe aus Drittstaaten eingesetzt 
werden. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel regelt den Transitverkehr über die Binnen- 
wasserstraßen beider Seiten. Auf Vorschlag des Gemisch- 
ten Ausschusses werden die zuständigen Behörden eine 
Vereinbarung treffen, in der die Wasserstraßen festgelegt 
sind, auf denen der Transitverkehr erfolgen darf. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt, daß Drittlandverkehr nur auf 
Grund einer besonderen Erlaubnis der zuständigen 
Behörde zulässig ist. 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel stellt sicher, daß die Beförderung innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland - sog. Kabotage - grund- 
sätzlich der deutschen Schiffahrt Vorbehalten bleibt. Aus- 
nahmen sind nur mit einer besonderen Erlaubnis der 
zuständigen Behörde gestattet. 

Zu Artikel 7 

Absatz 1 stellt die gegenseitige Anerkennung der zum 
Befahren der Donau erforderlichen Schiffsdokumente klar. 

Für die Schiffahrt auf den übrigen Wasserstraßen werden 
nach Absatz 2 nach Vorlage der in dem anderen Vertrags- 
staat ausgestellten Urkunden und Bescheinigungen, die 
sich auf das Schiff, seine Besatzung und die Ladung 
beziehen, die bei uns allgemein erforderlichen Urkunden 
und Bescheinigungen ausgestellt, sofern die von der ande- 
ren Seite ausgestellten Urkunden und Bescheinigungen 
unter Bedingungen erteilt worden sind, die den in der 
Bundesrepublik Deutschiand geltenden Vorschriften ge- 
nügen. Für die Fahrt auf dem Rhein, der Mosel Ufxl auf 
den Seeschiffahrtsstraßen sind besondere Urkunden und 
Bescheinigungen erforderlich. 

Absatz 3 enthält besondere Vorschriften über die Beförde- 
rung gefährlicher Güter. 
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Zu den Artikeln 8 und 9 

Diese Artikel beinhalten Gleichbehandlungsklauseln. 

Zu Artikel 10 

Absatz 1 regelt auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit das 
Recht, Agenturen zu errichten, deren Tätigkeit sich auf die 
Betreuung von Schiffen und Besatzungen zu beschränken 
hat. 

Mit Absatz 2 wird eine kommerzielle Zusammenarbeit der 
Schiffahrtsuntemehmen beider Vertragsstaaten ermög- 
licht. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel sichert den Schiffahrtsuntemehmen den 
freien Transfer von Einnahmen in das Gebiet ihrer Seite. 

Zu Artikel 12 

In den Absätzen 1 bis 5 werden Regelungen über die 
erforderlichen Reisedokumente getroffen. 

In Absatz 6 wird sichergestellt, daß eine Regelung über 
Einreise und Aufenthalt von Ausländem, die günstiger Ist 
als die in dem Abkommen getroffene Regelung, Vorgehen 
soll. 

Zu Artikel 13 

Absatz 1 regelt die Liegerechte der Schiffe. 

In den Absätzen 2 und 3 werden die gegenseitigen Rechte 
und Pflichten bei Havarien, Unfällen und schwerer Krank- 
heit von an Bord befindlichen Personen festgelegt. 


Zu Artikel 14 

In Absatz 1 ist die Einsetzung eines Gemischten Aus- 
schusses geregelt, der die Einzelmaßnahmen bei der 
Abkommensausführung vorschlagen und diese überwa- 
chen soll. Die Zusammensetzung des Gemischten Aus- 
schusses ist in den Absätzen 2 und 3 festgelegt. 

Die Absätze 4 und 5 enthalten Verfahrensregelungen. 

Die detaillierte und vielfältige Aufgabenzuteilung an den 
Gemischten Ausschuß in Absatz 6 zeigt, daß dem 
Gemischten Ausschuß beim Vollzug des Abkommens eine 
zentrale Bedeutung zukommt, ßr ist das Forum für die 
Behandlung aller mit der Durchführung des Verkehrs 
anfallenden Fragen sowohl technischer als auch wirt- 
schaftlicher Art. 

Die Absätze 7 bis 10 gewährleisten eine wirksame Auf- 
gabenerfüllung des Gemischten Ausschusses. 

Zu Artikel 15 

Dieser Artikel enthält eine Sonderregelung für Sportfahr- 
zeuge. Sie dürfen die Binnenwasserstraßen befahren und 
unterliegen dabei den jeweiligen innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften. 

Zu Artikel 16 

Die Absätze 1 und 2 regeln, daß das Abkommen am ersten 
Tag des dritten Monats nach dem Tag in Kraft tritt, an dem 
beide Seiten einander mitgeteilt haben, daß die innerstaat- 
lichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. 
Danach soll das Abkommen auf unbestimmte Zeit in Kraft 
bleiben. Nach Absatz 3 kann das Abkommen mit einer 
Frist von sechs Monaten gekündigt werden. 
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